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Die Personalabteilung informiert: 
 

Konkurrenzregelungen beim Familien- und Ortszuschlag 
im Zusammenhang mit dem TVöD bzw. TVÜ-Bund/TVÜ-VKA 

 
Am 01.10.2005 ist für die Beschäftigten auf Bundes- und 
Kommunalebene ein neuer Tarifvertrag für den öffentli-
chen Dienst (TVöD) in Kraft getreten. Dieser kann auch 
Auswirkungen auf die Beschäftigten der Freien und Han-
sestadt Hamburg (FHH) haben. 
 
Der TVöD sieht keinen Familien- bzw. Ortszuschlag im 
Sinne des Besoldungsrechts bzw. des für die Länder 
zunächst fortgeltenden Tarifrechts als Bestandteil der 
Bezüge mehr vor. Die Konkurrenzvorschrift des § 40 
Abs. 4 BBesG bzw. des § 29 B Abs. 5 BAT ist somit in 
diesen Fällen nicht mehr anwendbar.  
 
Beamte und Angestellte (BAT) der FHH, deren Ehegat-
ten unter den TVöD fallen, haben daher seit dem 
01. Oktober 2005 Anspruch auf den Familienzuschlag 
der Stufe 1 bzw. den Ortszuschlag der Stufe 2 in voller 
Höhe.  
 
Auch wegen der Aufnahme einer Person können in den 
TVöD Übergeleitete keinen Ortszuschlag der Stufe 2 
oder eine entsprechende Leistung mehr beanspruchen. 
Die Konkurrenzvorschrift des § 40 Abs. 1 Nr. 4 BBesG 

bzw. des § 29 Abs. 2 Nr. 4 BAT ist daher nicht mehr 
anzuwenden. Beispiel: Eine Beschäftigte der FHH, die 
den Familienzuschlag der Stufe 1 wegen Aufnahme einer 
Person bisher nur zur Hälfte erhalten hat, da ihr Lebens-
gefährte eine entsprechende Leistung erhält, hat nun 
Anspruch auf den vollen Familienzuschlag der Stufe 1, 
wenn ihr Lebensgefährte in den TVöD übergeleitet wur-
de. 
 
TVöD-Beschäftigte erhalten für die im September 2005 
zu berücksichtigenden Kinder die kindbezogenen Ent-
geltbestandteile des BAT/BAT-O bzw. MTArb/MTArb-O 
als Besitzstandszulage fortgezahlt, solange für diese 
Kinder Kindergeld nach dem Einkommenssteuergesetz 
(EStG) oder nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) 
ununterbrochen gezahlt wird oder ohne Berücksichtigung 
des § 64 oder 65 EStG oder des § 3 oder 4 BKGG ge-
zahlt würde. Für die Beschäftigten der FHH hat der TVöD 
hinsichtlich dem kinderbezogenen Familien- bzw. Orts-
zuschlag daher keine Auswirkungen, wenn der in den 
TVöD übergeleitete Ehegatte die oben genannte Besitz-
standszulage erhält. 
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Die Personalabteilung informiert: 
 

Lohnsteuerkarte 2006 
 
Die Bezirksämter haben mit der Versendung der 
Lohnsteuerkarte für das Jahr 2006 begonnen. Wir bitten 
die Schulen und die Verwaltungsdienststellen, die 
Lohnsteuerkarten der bei Ihnen tätigen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter nicht zu sammeln, sondern laufend an 
die zuständige Personalsachbearbeiterin oder den 
zuständigen Personalsachbearbeiter zu übersenden. 
 
Bitte achten Sie darauf, dass das Leitzeichen der 
Personalsachbearbeiterin oder des Personalsachbe-
arbeiters auf der Lohnsteuerkarte vermerkt wurde. 
 
Das jeweilige Leitzeichen beginnt mit der Nummer: 

V 432-......  ⇔ für das Personal der Ämter V und B 
sowie deren Dienststellen 

V 439-......  ⇔ für das nichtpädagogische Personal an 
Schulen 

V 433-......  ⇔ für Studienreferendarinnen und -referen-
dare aller Lehrämter 

 
und für pädagogisches Personal an 

V 434- bzw. 
V 437-......  ⇔ – Grund-, Haupt- und Real- und Sonder-

schulen 
V 435-......  ⇔ – Gymnasien 
V 431-......  ⇔ – Gesamtschulen 
V 436-......  ⇔ – beruflichen Schulen 
 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter tragen bitte auf der 
Lohnsteuerkarte außer dem Leitzeichen Ihrer Personal-
sachbearbeiterin oder Ihres Personalsachbearbeiters die 
folgenden Angaben ein: 

Ihre Firmennummer - Ihre Personalnummer 

Diese Daten können Sie der Bezügemitteilung entneh-
men – die Angaben befinden sich rechts unterhalb der 
Bankverbindung. 
 
Änderungen der Lohnsteuerkarte sind möglichst umge-
hend beim zuständigen Einwohneramt oder ggf. bei dem 
zuständigen Finanzamt zu beantragen, damit die 
Lohnsteuerkarte zu Beginn des Jahres 2006 im Perso-
nalsachgebiet vorliegt. Falls Sie die Lohnsteuerkarte 
Ihrer Personalabteilung nicht rechtzeitig zukommen las-
sen, können für Sie steuerliche Nachteile entstehen. 
 
Sollten Sie die Lohnsteuerkarte 2006 im Laufe des Jah-
res zur Eintragung oder Änderung steuerlicher Merkmale 
benötigen, können Sie sie bei dem zuständigen Perso-
nalsachgebiet anfordern. 
 
Nach Ablauf des Jahres wird die Lohnsteuerkarten 2005 
nicht mehr allen Bediensteten übersandt. Statt dessen 
erhalten die Bediensteten eine Ausfertigung einer elekt-
ronischen Lohnsteuerbescheinigung in Papierform (DIN-
A-4-Format). Diese ersetzt die bisher mit der Lohnsteuer-
karte verbundenen Steuerkartenaufkleber. 
 
Die Lohnsteuerkarte wird im Übrigen nach Ablauf des 
Jahres nur noch ausgehändigt, wenn sie ausnahmsweise 
noch eine Lohnsteuerbescheinigung enthält (beispielswei-
se von einem vorherigen Arbeitgeber) und die oder der 
Bedienstete zur Einkommensteuer veranlagt wird.  
 
Wenn ein Arbeits- oder Dienstverhältnis vor Ablauf des 
Kalenderjahres endet, wird der bzw. dem Bediensteten 
weiterhin die Lohnsteuerkarte – jedoch ohne die bisheri-
ge Lohnsteuerbescheinigung (ehemals Lohnsteuerkar-
ten-Aufkleber) – aber zusätzlich mit der neu eingeführten 
elektronischen Lohnsteuerbescheinigung in Papierform 
ausgehändigt. 
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Die Personalabteilung gibt bekannt: 

Dienstvereinbarung 
über die Einsatzregelung für Teilzeit-Lehrkräfte 

Zwischen der 
Behörde für Bildung und Sport (Dienststelle) 

und dem 
Personalrat für das pädagogische Personal an Grund-, Haupt-, Real- und Sonderschulen 

(Personalrat) 
wird folgende Dienstvereinbarung geschlossen: 

 
Vorbemerkung 

Ein erheblicher Anteil der Lehrkräfte an den Schulen ist 
teilzeitbeschäftigt. Die Beschäftigung in Teilzeit erleich-
tert den Lehrerinnen und Lehrern, ihren Beruf mit ihren 
individuellen Lebenssituationen in Einklang zu bringen 
und ermöglicht die vermehrte Einstellung neuer Kollegin-
nen und Kollegen.  
Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf muss in beson-
derer Weise Berücksichtigung finden. Da Teilzeitbeschäf-
tigte überwiegend Frauen mit Kindern sind, ist hier insbe-
sondere der Schutz der Familie und das Gleichstellungs-
gebot zu beachten. Die Dienststelle hat daher in der 
Vergangenheit die Teilzeitbeschäftigung von Lehrkräften 
in den unterschiedlichen rechtlichen Ausgestaltungen 
gefördert und wird sie weiterhin fördern. 
 

§ 1  Grundsätze und Verfahrensweise 
(1) Gemeinsame Aufgabe ist es, die berechtigten Belan-
ge der Beschäftigten mit den dienstlichen Erfordernissen 
in Einklang zu bringen. Dies erfordert die Bereitschaft 
aller Beteiligten zur Kooperation. 
Teilzeitbeschäftigung soll zu keiner unangemessenen 
Benachteiligung der Beschäftigten und Erhöhung von 
Belastungen führen. 
 
(2) Die Verteilung des Arbeits- und Unterrichtseinsatzes 
teilzeitbeschäftigter Lehrkräfte auf die Wochentage soll 
möglichst einvernehmlich zwischen den jeweiligen Lehr-
kräften und der Schulleitung vereinbart werden. Einver-
nehmliche Lösungen haben Vorrang vor den folgenden 
Regelungen der Dienstvereinbarung.  
 
(3) Die Lehrkräfte teilen der Schulleitung bei Neueinstel-
lung, Umsetzung oder der Stellung eines Antrages auf 
Teilzeitbeschäftigung mit, ob und wie viele freie Tage 
gemäß § 2 sie erhalten wollen, bzw. an welchen Tagen 
sie bestimmte Arbeitszeiten bevorzugen. Insbesondere 
bei im laufender Schuljahr beantragter Teilzeitbeschäfti-
gung in Elternzeit ist eine frühzeitige, mindestens die 
gesetzlichen Fristen beachtende Mitteilung an Personal-
sachgebiet und Schulleitung notwendig. Lehrkräfte, die 
bereits teilzeitbeschäftigt sind, teilen rechtzeitig, spätes-
tens vier Wochen vor Ende der Unterrichtszeit eines 
Schuljahres, ihre Wünsche für das darauffolgende Schul-
jahr der Schulleitung mit. Damit erhält die Schulleitung 
die Möglichkeit, diese bereits bei der Unterrichtsvertei-
lung und der Erstellung des Stundenplans zu berücksich-
tigen. 
 

§ 2  Organisation des Unterrichtseinsatzes 

Teilzeitbeschäftigte Lehrkräfte, die dies wünschen, wer-
den im Unterricht von der Schulleitung so eingesetzt, 
dass sie 

1. mit einem Beschäftigungsumfang von weniger als 2/3 
der regelmäßigen Arbeitszeit zwei unterrichtsfreie 
Tage, 

2. mit einem Beschäftigungsumfang von 2/3 bis 3/4 der 
regelmäßigen Arbeitszeit einen unterrichtsfreien Tag 

 
erhalten, sofern überwiegende dienstliche Belange nicht 
entgegenstehen. Die Klärung dieser Belange soll in ei-
nem Verfahren nach § 3 geklärt werden. 
 
Eine überproportionale Belastung durch Springstunden 
und Vertretungsunterricht soll vermieden werden. Vertre-
tungsunterricht soll nicht an unterrichtsfreien Tagen er-
folgen. Ein Arbeitseinsatz über den vorgesehenen Unter-
richtsumfang hinaus, z. B. durch Ausflüge oder Unter-
richtsgänge, soll zeitnah ausgeglichen werden. 
 

§ 3  Verfahren bei Ablehnung 

(1) Um eine Ablehnung von unterrichtsfreien Tagen ge-
mäß § 2 zu vermeiden, sucht die Schulleitung gemein-
sam mit den betroffenen Lehrkräften nach Lösungen, die 
die Hinderungsgründe ausräumen. Hierfür können die in 
der Anlage zu dieser Dienstvereinbarung beispielhaft 
genannten Lösungswege genutzt werden. 
 
(2) Werden unterrichtsfreie Tage gemäß § 2 ganz oder 
teilweise abgelehnt, begründet die Schulleitung, welche 
Hinderungsgründe bestehen, warum sie nicht ausge-
räumt werden können und ob statt unterrichtsfreier Tage 
andere Maßnahmen getroffen werden können, welche 
die Ablehnung ausgleichen. Zur Konfliktlösung kann auf 
Wunsch eines der Beteiligten  der Vertrauensausschuss 
herangezogen werden. 
 
(3) Hält die Schulleitung die Ablehnung daraufhin auf-
recht, können sich die betroffenen Lehrkräfte an den 
Personalrat wenden. Sowohl die betroffenen Lehrkräfte 
als auch die Schulleitung können in diesem Ablehnungs-
fall die Entscheidung der Schulaufsicht herbeiführen. 

 
§ 4  In-Kraft-Treten; Kündigung 

Die Dienstvereinbarung tritt mit dem Tag der Unterzeich-
nung in Kraft. Sie kann mit einer Frist von drei Monaten 
zum Ende eines Schuljahres gekündigt werden; im Fall 
der Kündigung bleibt sie wirksam, bis sie durch eine 
neue Dienstvereinbarung ersetzt wird (§ 82 Abs. 2 Satz 2 
HmbPersVG). 
 
Für die Dienststelle Für den Personalrat 

gez. Schuster gez. Kahle 

Hamburg, Hamburg, 
den 10. Oktober 2005 den 25. Oktober 2005 
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Anlage 
 

zur Dienstvereinbarung über die Einsatzregelung  
für Teilzeit-Lehrkräfte 

an Grund-, Haupt-, Real- und Sonderschulen 
 
Die folgenden Vorschläge zeigen Möglichkeiten auf. 
Sie sind nicht als „Checkliste“ zu verstehen, die in 
allen Fällen abzuarbeiten ist. Ziel ist die Erreichung 
einvernehmlicher Lösungen bei der Unterrichtsvertei-
lung. 
 
Die Teilzeitkraft teilt der Schulleitung frühzeitig (spätes-
tens vier Wochen vor Beginn der Sommerferien) ihre 
Wünsche für die Unterrichtsverteilung (Einsatz in Klassen 
und Kursen) und für die Stundenplangestaltung (u. a. 
Wunsch nach freien Tagen) mit, so dass sich rechtzeitig 
herausstellt, wo die Schulleitung mögliche Kollisionen 
zwischen Unterrichtseinsatz und Stundenplanwünschen 
der Teilzeitkraft sieht. 
 
Einzelne Problemfelder und mögliche Lösungsansätze: 

¾ Fächer, die täglichen Unterricht erfordern (Kernfä-
cher) 

z Die Teilzeitkraft legt dar, wie sie die Unterrichts-
verteilung auf weniger Tage kompensieren möch-
te: z. B. Unterricht in enger Kooperation zur Arbeit 
von parallel unterrichtenden Fachkolleginnen und 
Fachkollegen.  
Plausibel erscheinende Vorstellungen sollten eine 
Chance auf Realisierung erhalten. 

 
¾ Klassenlehreramt erfordert tägliche Anwesenheit: 

z Die Teilzeitkraft hilft beim Finden einer eng mit ihr 
kooperierenden Kollegin/eines Kollegen (Ko-Klas-
senlehrerin/Ko-Klassenlehrer oder Fachlehrerin/ 
Fachlehrer), die/der die Klasse an den freien Ta-
gen betreut. 

 
¾ Lösungen für den Fall, dass der/die freie(n) Tag(e) – 

pädagogisch und organisatorisch begründet – nicht 
erreichbar ist/sind: 

z Die Schulleitung versucht einen Tausch in der Un-
terrichtsverteilung mit einer anderen Kollegin/ 
einem anderen Kollegen zu erreichen. 

z Die Teilzeitkraft erklärt sich bereit, den entspre-
chenden freien Tag auf einen anderen Wochentag 
zu legen. 

 
¾ Die Schulleitung bietet der Teilzeitkraft Ausgleiche an, 

wenn ein freier Tag trotz aller Versuche nicht – wie 
gewünscht – möglich ist. 

Solche Ausgleiche können u. a. sein: 
z Wahl der Lage der Stunde(n) am ursprünglich frei 

gewünschten Tag, 
z Zusage, im kommenden Schuljahr auf jeden Fall 

den (die) freien Tag(e) zu garantieren, 
z beim Verzicht auf den zweiten freien Tag (bei 

Lehrkräften mit weniger als 2/3 der regelmäßigen 
Arbeitszeit) Lage des verbleibenden freien Tages 
nach Wahl der Teilzeitkraft. 

● keine Springstunden 
 
Neben den vorstehenden Vorschlägen kommt auch in 
Betracht, pädagogische Diskussionen in Schulen zu 
führen, die neben anderen Effekten auch die Möglichkei-
ten zur Gewährung von freien Tagen für Teilzeitkräfte 
erweitern: Z. B.: 
 
¾ Die Schulaufsicht, die Schulleitungen und die Fach-

lehrerinnen und Fachlehrer fördern in der Sekundar-
stufe in den entsprechenden Fachkonferenzen die 
Diskussion über die effektive Nutzung von Doppel-
stunden (speziell in Mathematik, Deutsch und Fremd-
sprachenunterricht). 

 
¾ Die Schulleitung trifft bei der Blockung von Kursen 

und der entsprechenden Stundenplanumsetzung am 
Anfang Setzungen, die für Fächer, in denen es nur 
eine oder zwei Teilzeitkraft/Teilzeitkräfte für den ge-
samten Fachunterricht gibt, fachfreie Tage zur Folge 
haben. 
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Nachdruck aus dem Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 22 vom 12.07.2005, S. 267: 
 

Gesetz 
zur Änderung des Hamburgischen Schulgesetzes 

und zur Änderung des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften vom 21. Dezember 1988 

über eine allgemeine Regelung 
zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine mindestens 
dreijährige Berufsausbildung abschließen, für die Lehrämter 

Vom 29. Juni 2005 
 

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz: 
 

A r t i k e l   1 

Siebtes Gesetz 
zur Änderung des Hamburgischen Schulgesetzes 

 
Das Hamburgische Schulgesetz vom 16. April 1997 
(HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert am 4. Mai 2005 
(HmbGVBl. S. 197), wird wie folgt geändert: 
 
1. In der Inhaltsübersicht erhält der Eintrag zu § 29 

folgende Fassung: 

„§ 29 Gebührenfreiheit des Schulbesuches“. 
 
2.  § 29 erhält folgende Fassung: 

„§ 29 
Gebührenfreiheit des Schulbesuches 

 
(1) Der Besuch staatlicher Schulen ist unbeschadet 
des Satzes 2 gebührenfrei. Gebühren können erho-
ben werden 
1. für den Besuch von Vorschulklassen durch noch 

nicht schulpflichtige Kinder, 
2. für den Schulbesuch von Schülerinnen und Schü-

lern, die nicht im Sinne des § 37 Absätze 1 und 2 
in Hamburg schulpflichtig sind; bestehende Ab-
kommen mit anderen Ländern bleiben davon un-
berührt, 

3. für Schwimmunterricht im Rahmen des Sportun-
terrichts in der Sekundarstufe I und II, 

4. für Maßnahmen nach § 39 Absatz 4 sowie Kurse 
und Lehrgänge der beruflichen und allgemeinen 
Fort- und Weiterbildung. 

 
(2) Der Senat wird ermächtigt, die gebührenpflichti-
gen Tatbestände und die Gebührensätze durch 
Rechtsverordnung festzulegen. Die Verordnung kann 
Gebührenermäßigungen und Gebührenbefreiungen in 
Abhängigkeit von der Einkommenshöhe und Kinder-
zahl oder der Zahl der Familienangehörigen sowie 
den Erlass von Gebühren in Härtefällen vorsehen.“ 

A r t i k e l   2 

Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes zur 

Umsetzung der Richtlinie des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften 
vom 21. Dezember 1988 über eine 

allgemeine Regelung 
zur Anerkennung der Hochschuldiplome, 

die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung 
abschließen, für die Lehrämter 

 
§ 1 

 
§ 5 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie des Ra-
tes der Europäischen Gemeinschaften vom 21. Dezem-
ber 1988 über eine allgemeine Regelung zur Anerken-
nung der Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijäh-
rige Berufsausbildung abschließen, für die Lehrämter 
vom 21. Dezember 1990 (HmbGVBl. S. 281) wird wie 
folgt geändert: 
 
1. Hinter Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 einge-

fügt: 
„(2) Bevor die zuständige Behörde einen Anpas-
sungslehrgang oder eine Eignungsprüfung verlangt, 
prüft sie, ob die vom Antragsteller während einer Be-
rufserfahrung erworbenen Kenntnisse die Sachgebie-
te nach Absatz 1 Satz 2 ganz oder zum Teil abde-
cken.“ 

 
2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 
 

§ 2 
 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 89/48 
EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über eine all-
gemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldip-
lome, die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung 
abschließen (ABl.EG Nr. L19 S. 16), zuletzt geändert am 
14. Mai 2001 (ABl.EG Nr. L206 S. 1). 

 
Ausgefertigt Hamburg, den 29. Juni 2005. 

 
Der Senat 
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Nachdruck aus dem Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 25 vom 29.07.2005, S. 319: 
 

Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
des Studienkollegs Hamburg (APO-SH) 

Vom ... 
 

Auf Grund von § 43 Absatz 3 Satz 1, § 44 Absatz 2 Satz 3, § 45 Absatz 4, § 46 Absatz 2, 
§ 47 Absatz 2 und § 101 des Hamburgischen Schulgesetzes vom 16. April 1997 (HmbGVBl. 
S. 97), zuletzt geändert am 29. Juni 2005 (HmbGVBl. S. 267) und § 1 Nummern 12, 13, 14, 
15, 16 und 18 der Weiterübertragungsverordnung-Schulrecht vom 9. Dezember 2003 
(HmbGVBl. S. 580) geändert am 17. Mai 2005 (HmbGVBl. S. 199), wird verordnet:  

 
Inhaltsübersicht 

 
Tei l  A 

Al lgemeine Best immungen 
 

Abschnit t  1 
Einführung 

§ 1 Anwendungsbereich  
§ 2 Aufgabe des Studienkollegs 
 

Abschnit t  2 
Aufnahme in  das Studienkol leg 

und Ende der Zugehörigkeit  

§ 3 Zulassungsvoraussetzungen 
§ 4 Zulassungsbeschränkung 
§ 5 Zulassungsantrag, Bewerbungsfrist 
§ 6 Zulassungsausschuss 
§ 7 Vergabe der Kursplätze 
§ 8 Unwirksamkeit der Zulassung 
§ 9 Unterbrechung und Abbruch der Ausbildung 
§ 10 Ende der Zugehörigkeit zum Studienkolleg 
 

Abschnit t  3 
Ausbi ldung 

§ 11 Ausbildung 
§ 12 Sprachkurs Deutsch 
§ 13 Teilnahme am Unterricht 
§ 14 Notensystem 
§ 15 Leistungsbewertung 
 

Abschnit t  4 
Prüfungsverfahren 

§ 16 Prüfungsausschüsse 
§ 17 Prüfungstermine 
§ 18 Zulassung zur Prüfung 
§ 19 Vornoten 
§ 20 Schriftliche Prüfung 
§ 21 Mündliche Prüfung 
§ 22 Ergebnis der Prüfung 
§ 23 Nachteilsausgleich 
§ 24 Niederschriften 
§ 25 Gäste, Zuhörerinnen und Zuhörer  
§ 26 Versäumnis 
§ 27 Pflichtwidrigkeiten 
§ 28 Zeugnis, Bescheinigung 
§ 29 Wiederholung der Prüfung 
§ 30 Datenübermittlung 
 

Abschnit t  5 
Kurskonferenz 

§ 31 Aufgaben 
§ 32 Zusammensetzung und Verfahren 
 

Tei l  B 
Kurse für deutsche und ausländische 

Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber 

 
Abschnit t  1 
Aufnahme 

§ 33 Zulassungsvoraussetzungen  
§ 34 Wahl des Fachkurses 
§ 35 Vergabe der Kursplätze  
 

Abschnit t  2 
Ausbi ldung 

§ 36 Art und Inhalt der Ausbildung  
§ 37 Übergang in das zweite Semester 
 

Abschnit t  3 
Feststel lungsprüfung 

§ 38 Gegenstand und Gliederung der Feststellungsprü-
fung 

§ 39 Freischuss 
§ 40 Feststellungsprüfung für Externe 
§ 41 Ergänzungsprüfung 
 

Tei l  C 
Kurse für Spätaussiedler innen 

und Spätaussiedler  und 
jüdische Immigrantinnen und Immigranten 

aus der  ehemal igen Sowjetunion 
 

Abschnit t  1 
Aufnahme 

§ 42 Zulassungsvoraussetzungen  
 

Abschnit t  2 
Ausbi ldung 

§ 43 Art und Inhalt der Ausbildung  
§ 44 Probehalbjahr 
§ 45 Übergang in das zweite Ausbildungsjahr 
 

Abschnit t  3 
Abschlussprüfung 

§ 46 Gegenstand und Gliederung der Abschlussprü-
fung 

§ 47 Abschlussprüfung für Externe 
 

Tei l  D 
Schlussbest immungen 

§ 48 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 
§ 49 Übergangsbestimmungen 
 
Anlage 
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Tei l  A 
Al lgemeine Best immungen 

 
Abschnit t  1 
Einführung 

 
§ 1 

Anwendungsbereich 
 
Diese Verordnung gilt für die Ausbildung und Prüfung 
von Studienbewerberinnen und Studienbewerbern am 
Studienkolleg Hamburg. 
 

§ 2 
Aufgabe des Studienkollegs 

 
(1) Das Studienkolleg bereitet Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber, die auf Grund ihres ausländischen 
Bildungsnachweises nicht unmittelbar zum Studium an 
einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland 
zugelassen werden können, sprachlich, fachlich und 
methodisch auf ein Studium vor. 
 
(2) Das Studienkolleg bietet Kurse an für 
1. Studienbewerberinnen und Studienbewerber mit 

deutscher oder ausländischer Staatsangehörigkeit 
und 

2. Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die zum 
Personenkreis der Spätaussiedlerinnen und Spätaus-
siedler nach dem Bundesvertriebenengesetz in der 
Fassung vom 2. Juni 1993 (BGBl. Ι S. 830), zuletzt 
geändert am 30. Juli 2004 (BGBl. Ι S. 1950, 1999), in 
der jeweils geltenden Fassung oder der jüdischen 
Immigrantinnen und Immigranten aus der ehemaligen 
Sowjetunion gehören. 

 
(3) Ein Rechtsanspruch auf die Einrichtung eines Kurses 
besteht nicht. 
 
 

Abschnit t  2 
Aufnahme in  das Studienkol leg 

und Ende der Zugehörigkeit  
 

§ 3 
Zulassungsvoraussetzungen 

 
(1) Die Aufnahme in das Studienkolleg setzt Kenntnisse 
in der deutschen Sprache voraus, die es ermöglichen, 
mit Aussicht auf Erfolg am Unterricht des Studienkollegs 
teilzunehmen. Ausreichende Kenntnisse in der deut-
schen Sprache werden durch eine entsprechende Vorbil-
dung oder durch die erfolgreiche Teilnahme an der Ein-
gangsprüfung Deutsch nachgewiesen. Der Umfang der 
erforderlichen Sprachkenntnisse richtet sich nach den 
Bestimmungen für die einzelnen Kurse. 
 
(2) Die Eingangsprüfung Deutsch wird vom Studienkolleg 
durchgeführt. Zur Durchführung bildet die Kollegleiterin 
oder der Kollegleiter einen Prüfungsausschuss, der aus 
zwei bis drei Lehrkräften besteht. Die Eingangsprüfung 
kann zweimal wiederholt werden. Über Ausnahmen in 
besonders gelagerten Einzelfällen entscheidet die Kolleg-
leiterin oder der Kollegleiter. 
 
(3) Die Aufnahme ist ausgeschlossen, wenn die Studien-
bewerberin oder der Studienbewerber ein Studienkolleg 
in einem anderen Land in der Bundesrepublik Deutsch-
land besucht oder die Abschlussprüfung in Hamburg 
oder in einem anderen Land in der Bundesrepublik 
 

Deutschland insgesamt zweimal nicht bestanden hat. 
Über Ausnahmen in besonders gelagerten Einzelfällen 
entscheidet die Kollegleiterin oder der Kollegleiter. 
 

§ 4 
Zulassungsbeschränkung 

 
Die Zulassung zum Studienkolleg ist beschränkt. Die 
Zulassungszahlen für die Kurse werden durch gesonder-
te Rechtsverordnungen festgesetzt. 
 

§ 5 
Zulassungsantrag, Bewerbungsfrist 

 
(1) Ein Antrag auf Zulassung muss schriftlich bei der 
Zulassungsstelle des Studienkollegs Hamburg eingehen. 
Er muss bis zum 31. März oder bis zum 30. September 
eines Jahres für den jeweils folgenden Kurs eingegangen 
sein. 
 
(2) Einem Antrag auf Zulassung sind beizufügen: 
1. eine amtlich beglaubigte Kopie des Originalzeugnis-

ses und der sonstigen für die Zulassung erforderli-
chen Nachweise, 

2. eine amtlich beglaubigte Kopie der deutschen Zeug-
nisübersetzung einer vereidigten Übersetzerin oder 
eines vereidigten Übersetzers, 

3. eine amtlich beglaubigte vollständige Passkopie, 
4. ein Lebenslauf in deutscher Sprache mit einer Dar-

stellung des Bildungsweges, 
5. gegebenenfalls eine amtlich beglaubigte Kopie eines 

deutschen Sprachzeugnisses, 
6. ein Lichtbild, das nicht älter als drei Monate ist.  
 

§ 6 
Zulassungsausschuss 

 
(1) Soweit Zulassungszahlen für Kurse festgesetzt sind, 
entscheidet der Zulassungsausschuss über die Zulas-
sung der Studienbewerberinnen und Studienbewerber. 
Dem Zulassungsausschuss gehören an: 
1. als vorsitzendes Mitglied eine Angehörige oder ein 

Angehöriger der zuständigen Behörde, 
2. die Kollegleiterin oder der Kollegleiter oder die stell-

vertretende Kollegleiterin oder der stellvertretende 
Kollegleiter, 

3. zwei von der Kollegleiterin oder dem Kollegleiter zu 
bestimmende Lehrkräfte am Studienkolleg, 

4. ein beratendes Mitglied, das von der Universität 
Hamburg bestimmt wird. 

Das vorsitzende Mitglied kann den Vorsitz auf die Kolleg-
leiterin oder den Kollegleiter oder die stellvertretende 
Kollegleiterin oder den stellvertretenden Kollegleiter über-
tragen. 
 
(2) Der Zulassungsausschuss ist beschlussfähig, wenn 
mindestens das vorsitzende und zwei weitere stimmbe-
rechtigte Mitglieder anwesend sind. Er entscheidet mit 
Stimmenmehrheit; Stimmenthaltung ist unzulässig. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des vorsit-
zenden Mitglieds. Über die Sitzungen des Zulassungs-
ausschusses sind Niederschriften zu führen. 

 
§ 7 

Vergabe der Kursplätze 
 
(1) Die zur Verfügung stehenden Kursplätze werden für 
jede Kursart  
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1. zu 10 vom Hundert an Härtefälle nach Absatz 2, 
2. zu 20 vom Hundert  nach Wartezeit nach Absatz 3, 
3. zu 70 vom Hundert nach Eignung und Leistung nach 

Absatz 4 
vergeben.  
In die Auswahl nach Satz 1 Nummer 2 werden nur Stu-
dienbewerberinnen und Studienbewerber einbezogen, 
die nicht bereits nach Satz 1 Nummer 1, in die Auswahl 
nach Satz 1 Nummer 3 werden nur Studienbewerberin-
nen und Studienbewerber einbezogen, die nicht bereits 
nach Satz 1 Nummern 1 und 2 zu berücksichtigen sind. 
Soweit die Zahl der Kursplätze nach Satz 1 Nummern 1 
und 2 nicht voll in Anspruch genommen wird, werden die 
verbleibenden Kursplätze nach Satz 1 Nummer 3 verge-
ben. Bei Berechnung der Quoten wird gerundet. 
 
(2) Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn die 
Ablehnung der Zulassung mit Nachteilen verbunden 
wäre, die bei Anlegung eines strengen Maßstabes über 
das Maß der mit der Ablehnung üblicherweise verbunde-
nen Nachteile erheblich hinausgehen würden. Die Be-
werberinnen und Bewerber werden nach dem Grad der 
außergewöhnlichen Härte ausgewählt. 
 
(3) Bei der Auswahl der Studienbewerberinnen und Stu-
dienbewerber nach der Wartezeit ist für die Rangfolge 
die Häufigkeit ihrer Bewerbungen in Folge bei der zu-
ständigen Behörde maßgebend. Bei gleicher Anzahl der 
Bewerbungen entscheidet das Los.  
 
(4) Bei der Vergabe nach Eignung und Leistung werden 
die Kursplätze nach den im Zeugnis über die ausländi-
sche Hochschulzugangsberechtigung ausgewiesenen 
Leistungen vergeben. Es wird für jeden Fachkurs eine 
Rangliste erstellt. Die Berechnung des Ranges erfolgt 
nach der Vereinbarung über die Festsetzung der Ge-
samtnote bei ausländischen Hochschulzugangszeugnis-
sen nach dem Beschluss der Kultusministerkonferenz 
vom 15. März 1991 in der jeweils geltenden Fassung. Bei 
Ranggleichheit entscheidet das Los.  
 
(5) Die Gesamtzahl der für die Zulassung nach Absatz 1 
zur Verfügung stehenden Kursplätze vermindert sich 
entsprechend, wenn bereits zugelassene Kollegiatinnen 
und Kollegiaten nach einem Deutschkurs nach § 12 Ab-
satz 2 erneut eintreten oder das erste Semester bezie-
hungsweise das erste Ausbildungsjahr nach § 37 Ab-
satz 5 und § 45 Absatz 5 wiederholen. Die verbleibenden 
Kursplätze werden nach den in Absatz 1 vorgesehenen 
Quoten vergeben. 
 

§ 8 
Unwirksamkeit der Zulassung 

 
Die Zulassung wird unwirksam, wenn die zugelassene 
Bewerberin oder der zugelassene Bewerber nicht inner-
halb von zwei Wochen nach Zugang des Zulassungsbe-
scheides schriftlich mitteilt, dass sie oder er die Zulas-
sung annimmt. Die Zulassung wird auch unwirksam, 
wenn die zugelassene Bewerberin oder der zugelassene 
Bewerber die Ausbildung in dem Kurs mit Beginn des 
Unterrichts nicht unverzüglich antritt. 

 
§ 9 

Unterbrechung und Abbruch der Ausbildung 
 
(1) Die Kollegiatinnen und Kollegiaten können mit Ge-
nehmigung der Kollegleiterin oder des Kollegleiters die 
Ausbildung einmal unterbrechen, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. Ein bis dahin absolvierter Ausbildungsab- 

schnitt wird angerechnet, wenn eine Leistungsbewertung 
auf Grund der erbrachten Leistungsnachweise möglich 
ist; die Entscheidung trifft die Kurskonferenz.  
 
(2) Die Unterbrechung nach Absatz 1 und der Abbruch 
eines Kurses innerhalb eines Monats vor dem Beginn der 
abschließenden Prüfung des Kurses gilt als Nichtbeste-
hen der Prüfung. 

 
§ 10 

Ende der Zugehörigkeit zum Studienkolleg 
 
Die Zugehörigkeit zum Studienkolleg endet, wenn: 
1. die Ausbildung abgebrochen wurde, 
2. die abschließende Prüfung des Kurses bestanden 

wurde, 
3. der Übergang vom Sprachkurs Deutsch in den ersten 

Ausbildungsabschnitt eines Kurses nicht erreicht 
wurde, 

4. der Übergang in den nächsthöheren Ausbildungsab-
schnitt eines Kurses nicht erreicht und eine Wieder-
holung des vorherigen Ausbildungsabschnitts ausge-
schlossen wurde, 

5. die abschließende Prüfung des Kurses nicht bestan-
den und eine Wiederholung des vorherigen Ausbil-
dungsabschnitts ausgeschlossen wurde. 

 
 

Abschnit t  3 
Ausbi ldung 

 
§ 11 

Ausbildung 
 
(1) Die Ausbildung erfolgt in Kursen und ist in Abschnitte 
gegliedert. Der Übergang von einem Ausbildungsab-
schnitt in den nächsthöheren Ausbildungsabschnitt er-
folgt auf Grundlage der von den Kollegiatinnen und Kol-
legiaten im Ausbildungsabschnitt erbrachten Leistungen. 
Die Ausbildung schließt mit einer Prüfung ab. 
 
(2) Der Unterricht in Fächern kann kursübergreifend 
erteilt sowie durch Arbeitsgemeinschaften und Veranstal-
tungen ergänzt werden. 

 
§ 12 

Sprachkurs Deutsch 
 
(1) Kollegiatinnen und Kollegiaten, bei denen nach Be-
ginn des Unterrichts festgestellt wird, dass ihre Kenntnis-
se in der deutschen Sprache nicht ausreichen, um am 
Unterricht erfolgreich teilnehmen zu können, werden dem 
Sprachkurs Deutsch zugewiesen. Der Sprachkurs 
Deutsch dauert ein Semester und bereitet die Kollegia-
tinnen und Kollegiaten sprachlich auf die Ausbildung in 
den Kursen vor. 
 
(2) Kollegiatinnen und Kollegiaten, die erfolgreich am 
Sprachkurs Deutsch teilgenommen haben, gehen in den 
ersten Ausbildungsabschnitt ihres Kurses über. Wer den 
Sprachkurs nicht erfolgreich abschließt, muss das Stu-
dienkolleg verlassen; eine Wiederholung ist ausge-
schlossen. Wer den Sprachkurs nicht erfolgreich ab-
schließt, erhält darüber eine schriftliche Mitteilung. 
 

§ 13 
Teilnahme am Unterricht 

 
(1) Die Kollegiatinnen und Kollegiaten sind verpflichtet, 
an dem Unterricht und den anderen für verbindlich erklär- 
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ten Veranstaltungen pünktlich und regelmäßig teilzu-
nehmen und die geforderten Leistungsnachweise zu 
erbringen. 
 
(2) Kollegiatinnen und Kollegiaten können von der Teil-
nahme am Unterricht in einer Fremdsprache befreit wer-
den, wenn ihre Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
erwarten lassen, dass sie die abschließende Prüfung des 
Kurses in dieser Fremdsprache bestehen werden. Die 
Entscheidung trifft die Kurskonferenz. 
 
(3) Kollegiatinnen und Kollegiaten können an religiösen 
Feiertagen ihrer Glaubensgemeinschaft, an staatlichen 
Feiertagen ihres Heimatlandes und im Übrigen nur in 
dringenden Ausnahmefällen beurlaubt werden. Die Ent-
scheidung trifft der Kollegleiter oder die Kollegleiterin. 

 
§ 14 

Notensystem 
 
(1) Die von den Kollegiatinnen und Kollegiaten erbrach-
ten Leistungen werden mit den folgenden Noten bewer-
tet: 
sehr gut (1) – die Leistungen entsprechen den 

Anforderungen in besonderem 
Maß, 

gut  (2) – die Leistungen entsprechen voll den 
Anforderungen, 

befriedigend  (3) – die Leistungen entsprechen im 
Allgemeinen den Anforderungen, 

ausreichend (4) – die Leistungen weisen zwar Mängel 
auf, entsprechen aber im Ganzen 
noch den Anforderungen, 

mangelhaft  (5) – die Leistungen entsprechen nicht 
den Anforderungen, lassen jedoch 
erkennen, dass die notwendigen 
Grundkenntnisse vorhanden sind 
und die Mängel in absehbarer Zeit 
behoben werden könnten, 

ungenügend  (6) – die Leistungen entsprechen nicht 
den Anforderungen, und selbst die 
Grundkenntnisse sind so lücken-
haft, dass die Mängel in absehbarer 
Zeit nicht behoben werden könnten. 

 
(2) Bei den Noten sehr gut bis mangelhaft ist eine vor-
handene Tendenz durch Zufügung eines Plus- oder Mi-
nuszeichens zu kennzeichnen. Dies gilt nicht für Endno-
ten nach § 22 Absatz 2 Satz 1 und Zeugnisnoten. Zwi-
schennoten sind unzulässig. 
 

§ 15 
Leistungsbewertung 

 
(1) Die in einem Fach erbrachten schriftlichen, mündli-
chen und praktischen Leistungen werden unter Berück-
sichtigung ihrer Anteile an der Gesamtleistung, der Art 
des Faches und der Leistungsentwicklung der Kollegiatin 
oder des Kollegiaten insgesamt mit einer Note bewertet. 
 
(2) Wird ein geforderter Leistungsnachweis ohne wichti-
gen Grund nicht erbracht, wird dies als ungenügende 
Leistung bewertet. Wird ein wichtiger Grund unverzüglich 
nachgewiesen, soll Gelegenheit gegeben werden, einen 
entsprechenden Leistungsnachweis nachträglich zu 
erbringen. Ist in einem Fach die Bewertung mit einer 
Note auf Grund fehlender Leistungsnachweise nicht 
möglich, entspricht dies ungenügenden Leistungen. 

Abschnit t  4 
Prüfungsverfahren 

 
§ 16 

Prüfungsausschüsse 
 
(1) Zur Durchführung der abschließenden Prüfung eines 
Kurses wird ein Prüfungsausschuss und für jedes Prü-
fungsfach ein Fachprüfungsausschuss gebildet. 
 
(2) Dem Prüfungsausschuss gehören an 
1. als vorsitzendes Mitglied eine Angehörige oder ein 

Angehöriger der zuständigen Behörde, 
2. als Stellvertretung des vorsitzenden Mitglieds die 

Kollegleiterin oder der Kollegleiter, 
3. die Fachlehrkräfte, die in den Kursen zuletzt die Prü-
fungsfächer unterrichtet haben. 
 
(3) Dem Fachprüfungsausschuss gehören an 
1. als vorsitzendes Mitglied das vorsitzende Mitglied des 

Prüfungsausschusses, 
2. als beisitzende Mitglieder zwei Fachlehrkräfte, die 

von der Kollegleiterin oder dem Kollegleiter bestimmt 
werden; als beisitzendes Mitglied soll die Fachlehr-
kraft bestimmt werden, die in dem Kurs zuletzt das 
Prüfungsfach unterrichtet hat; die Aufgabenverteilung 
zwischen den beisitzenden Mitgliedern bestimmt das 
vorsitzende Mitglied. 

Im Einvernehmen mit der Kollegleiterin oder dem Kolleg-
leiter kann das vorsitzende Mitglied des Prüfungsaus-
schusses den Vorsitz des Fachprüfungsausschusses auf 
die Kollegleiterin oder den Kollegleiter, die stellvertreten-
de Kollegleiterin oder den stellvertretenden Kollegleiter 
oder eine das Prüfungsfach vertretende Lehrkraft über-
tragen. Die Mitgliedschaft in mehreren Fachprüfungsaus-
schüssen ist möglich. Bei den Prüfungen und Beratungen 
müssen alle Mitglieder anwesend sein. 
 
(4) Der Prüfungsausschuss und der Fachprüfungsaus-
schuss entscheiden mit der Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen. Stimmenthaltung ist unzulässig. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme des vorsitzenden Mit-
glieds. 
 
(5) Hält das vorsitzende Mitglied des Fachprüfungsaus-
schusses eine Entscheidung des Fachprüfungsaus-
schusses für fehlerhaft, holt es die Entscheidung des 
Prüfungsausschusses ein. Hält das vorsitzende Mitglied 
des Prüfungsausschusses eine Entscheidung des Prü-
fungsausschusses für fehlerhaft, holt es die Entschei-
dung der zuständigen Behörde ein. Die beanstandete 
Entscheidung ist bis zur Entscheidung des Prüfungsaus-
schusses oder der zuständigen Behörde ausgesetzt. 
 

§ 17 
Prüfungstermine 

 
Die abschließende Prüfung eines Kurses wird jeweils am 
Ende des zweiten Ausbildungsabschnittes des Kurses 
durchgeführt. Die Prüfungstermine werden von der Kol-
legleiterin oder dem Kollegleiter festgesetzt. 
 

§ 18 
Zulassung zur Prüfung 

 
Zur Teilnahme an der abschließenden Prüfung eines 
Kurses ist berechtigt, wer den letzten Ausbildungsab-
schnitt des Kurses besucht hat oder als externer Prüfling 
zugelassen ist. 
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§ 19 
Vornoten 

 
(1) Spätestens drei Unterrichtstage vor Beginn der 
schriftlichen Prüfung werden die Vornoten in den Prü-
fungsfächern festgesetzt. Den Prüflingen sind die Noten 
auf Verlangen unverzüglich bekannt zu geben. 
 
(2) Die Vornoten werden auf Grund der Leistungen der 
Kollegiatinnen und Kollegiaten im letzten Ausbildungsab-
schnitt unter besonderer Berücksichtigung ihrer Leis-
tungsentwicklung festgesetzt. 
 
(3) Die Festsetzung einer Vornote in einem fremdsprach-
lichen Fach entfällt, wenn in diesem Fach kein Unterricht 
angeboten wurde, das Studienkolleg aber eine Prüfung in 
der Fremdsprache anbietet und sich die Kollegiatinnen 
und Kollegiaten für eine Prüfung in diesem Fach gemel-
det haben. 
 

§ 20 
Schriftliche Prüfung 

 
(1) Die schriftliche Prüfung besteht aus schriftlichen Ar-
beiten, die in der vorgesehenen Zeit unter Aufsicht anzu-
fertigen sind.  
 
(2) Die Aufgaben für die schriftliche Prüfung bestimmt die 
zuständige Behörde auf Vorschlag der Fachlehrkraft, die 
das Prüfungsfach zuletzt unterrichtet hat. Die Aufgaben 
können auch aus mehreren Teilaufgaben bestehen oder 
so gestellt werden, dass die Prüflinge aus mehreren 
Aufgaben eine Aufgabe auswählen. 
 
(3) Die Aufsicht während der Arbeiten wird von Lehrkräf-
ten geführt, die von der Kollegleiterin oder dem Kolleglei-
ter bestimmt werden. 
 
(4) Für die Arbeiten einschließlich der Entwürfe und Noti-
zen darf nur das vom Studienkolleg ausgegebene und 
gekennzeichnete Papier verwendet werden. Bei Abgabe 
der Arbeiten sind alle ausgegebenen Bögen zurückzuge-
ben. 
 
(5) Die Benutzung einsprachiger Wörterbücher, elektro-
nischer Rechner und sonstiger unterrichtsüblicher Hilfs-
mittel kann zugelassen werden. 
 
(6) Die Arbeiten sind übersichtlich und gut leserlich in der 
vorgesehenen Zeit anzufertigen. Reicht diese Zeit nicht 
aus, sind sie unvollendet abzugeben. Eine nicht rechtzei-
tig abgegebene Arbeit gilt als ungenügende Leistung. 
 
(7) Die beisitzenden Mitglieder des Fachprüfungsaus-
schusses begutachten jeweils die Arbeiten und schlagen 
getrennt für jede Arbeit eine Note vor. Entwürfe können 
ergänzend zur Bewertung herangezogen werden. Die 
Noten werden vom Fachprüfungsausschuss festgesetzt 
und den Prüflingen auf Verlangen unverzüglich bekannt 
gegeben. 
 
(8) Hat ein Prüfling in allen Fächern der schriftlichen 
Prüfung mangelhafte Leistungen oder in einem Fach 
ungenügende und in einem weiteren Fach mangelhafte 
oder ungenügende Leistungen erbracht, gilt die ab-
schließende Prüfung eines Kurses insgesamt als nicht 
bestanden. 

§ 21 
Mündliche Prüfung 

 
(1) Eine mündliche Prüfung wird auf Grund der Bestim-
mungen für die einzelnen Kurse oder durch Festsetzung 
des Prüfungsausschusses durchgeführt. Das vorsitzende 
Mitglied des Prüfungsausschusses kann eine mündliche 
Prüfung in einem Fach festsetzen, um angemessene und 
vergleichbare Prüfungsanforderungen zu gewährleisten. 
 
(2) Der Prüfling kann eine einzige zusätzliche mündliche 
Prüfung beantragen. Dem Antrag ist in der Regel statt-
zugeben, wenn die Prüfung insgesamt nur noch mit einer 
mündlichen Prüfung bestanden werden kann oder wenn 
das Ergebnis der schriftlichen Prüfung um mehr als zwei 
Notenstufen von der Vornote abweicht. Eine mündliche 
Prüfung ist bis spätestens drei Tage nach Bekanntgabe 
der schriftlichen Prüfungsergebnisse schriftlich zu bean-
tragen. Der Antrag kann nicht zurückgenommen werden. 
 
(3) Spätestens zwei Unterrichtstage vor dem Termin der 
mündlichen Prüfung entscheidet der Prüfungsausschuss, 
für welche Prüflinge und in welchen Fächern eine münd-
liche Prüfung stattfindet. 
 
(4) Die mündliche Prüfung wird vom Fachprüfungsaus-
schuss durchgeführt. Sie wird vom vorsitzenden Mitglied 
geleitet und von einem beisitzenden Mitglied geführt. Alle 
Mitglieder des Fachprüfungsausschusses können Fragen 
stellen. Die Prüfung soll sich auf Unterrichtsinhalte des 
letzten Ausbildungsabschnitts beschränken. Sie kann 
auch praktische Teile umfassen.  
 
(5) Die mündliche Prüfung wird als Einzel- oder als 
Gruppenprüfung mit bis zu fünf Prüflingen durchgeführt. 
Der Prüfling wird in der Regel 15 Minuten geprüft. Die 
Gruppenprüfung dauert nicht länger als 90 Minuten. Zur 
Vorbereitung auf die Prüfungsaufgaben können dem 
Prüfling bis zu 30 Minuten zur Verfügung gestellt werden. 
 
(6) Im Anschluss an die mündliche Prüfung setzt der 
Fachprüfungsausschuss die Note für die in der mündli-
chen Prüfung erbrachten Prüfungsleistungen fest und 
gibt sie dem Prüfling unverzüglich bekannt. 
 

§ 22 
Ergebnis der Prüfung 

 
(1) Nach Abschluss der mündlichen Prüfung setzt der 
Fachprüfungsausschuss für das Prüfungsfach die Prü-
fungsnote fest. Die Prüfungsnote ergibt sich aus dem 
Durchschnitt der erbrachten Prüfungsleistungen. Liegt 
der Durchschnitt in der Mitte zwischen zwei Noten, gibt in 
der Regel die schriftliche Prüfung den Ausschlag. 
 
(2) Nach Festsetzung der Prüfungsnoten setzt der Prü-
fungsausschuss für jedes Prüfungsfach die Endnote fest. 
Die Endnote wird als Durchschnittsnote aus der Vornote 
und der Prüfungsnote gebildet. Liegt der Durchschnitt in 
der Mitte zwischen zwei Noten, gibt die Prüfungsnote den 
Ausschlag. In Fächern, in denen keine Prüfung stattge-
funden hat, ist die Vornote und in Fächern, in denen 
keine Vornote festgesetzt worden ist, ist die Prüfungsno-
te die Endnote. Der Prüfungsausschuss kann die Fest-
setzung der Endnote auf den Fachprüfungsausschuss 
übertragen. 
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(3) Die abschließende Prüfung eines Kurses ist bestan-
den, wenn die Endnote in allen Prüfungsfächern mindes-
tens „ausreichend" lautet oder mangelhafte Leistungen in 
einem Prüfungsfach nach den Bestimmungen dieses 
Kurses für den Übergang in den zweiten Ausbildungsab-
schnitt ausgeglichen werden. 
 

§ 23 
Nachteilsausgleich 

 
Behinderten Prüflingen sind angemessene Erleichterun-
gen zu gewähren. Als solche Erleichterungen kommen 
insbesondere eine Verlängerung der Arbeitszeit sowie 
die Zulassung oder Bereitstellung besonderer Hilfsmittel 
in Betracht. Die fachlichen Anforderungen bleiben unbe-
rührt. Über Abweichungen von Vorschriften über das 
Prüfungsverfahren entscheidet das vorsitzende Mitglied 
des Prüfungsausschusses. Ist ein Nachteilsausgleich 
wegen der Schwangerschaft eines Prüflings erforderlich, 
gelten die Sätze 1 bis 4 entsprechend.  
 

§ 24 
Niederschriften 

 
(1) Über die Prüfungen und Beratungen der Prüfungs-
ausschüsse werden Niederschriften geführt. Die Nieder-
schriften sollen den Ablauf des Prüfungsverfahrens und 
alle besonderen Vorkommnisse wiedergeben. 
 
(2) Die Niederschrift über die schriftliche Prüfung wird 
von der Aufsicht führenden Lehrkraft geführt. Sie soll 
insbesondere enthalten: 
1. den Sitzplan der Prüflinge, 
2. die Namen der Aufsicht führenden Lehrkräfte und die 

Zeiten ihrer Aufsicht, 
3. den Beginn der Aufgabenstellung, 
4. den Beginn der Arbeitszeit,  
5. die Zeiten, zu denen einzelne Prüflinge den Raum 

verlassen und zurückkehren, 
6. die Zeiten, zu denen die Prüflinge ihre Arbeiten abge-

ben. 
 
(3) Die Niederschrift über die mündliche Prüfung wird von 
einem beisitzenden Mitglied des Fachprüfungsausschus-
ses geführt. Sie soll insbesondere enthalten: 
1. die Namen der Mitglieder des Fachprüfungsaus-

schusses, 
2. den Namen des Prüflings, 
3. das Prüfungsfach, 
4. Angaben über Inhalt und Ablauf der Prüfung, 
5. Angaben über die Leistungen des Prüflings, 
6. die Bewertung der Prüfungsleistungen. 
Die Niederschrift ist von allen Mitgliedern des Fachprü-
fungsausschusses zu unterschreiben. Schriftliche Teile 
der Prüfung sowie Entwürfe der einzelnen Prüflinge sind 
als Anlagen beizufügen. 
 

§ 25 
Gäste, Zuhörerinnen und Zuhörer 

 
(1) An den Prüfungen und Beratungen der Prüfungsaus-
schüsse kann als Gast ohne Stimmrecht eine Vertretung 
einer Hamburger  Hochschule teilnehmen. Das vorsit-
zende Mitglied kann weitere Personen, die ein berechtig-
tes Interesse haben, als Gäste zulassen. 
 
(2) Mit Genehmigung des vorsitzenden Mitglieds des 
Fachprüfungsausschusses und mit Zustimmung des 

Prüflings können einzelne Personen, die ein berechtigtes 
Interesse haben, bei der mündlichen Prüfung anwesend 
sein. Mit Genehmigung des vorsitzenden Mitglieds des 
Fachprüfungsausschusses können auch Personen zuge-
gen sein, an deren Anwesenheit der Prüfling ein berech-
tigtes Interesse hat. Eine Anwesenheit bei den Beratun-
gen des Fachprüfungsausschusses ist ausgeschlossen. 
 

§ 26 
Versäumnis 

 
Wer an der abschließenden Prüfung eines Kurses insge-
samt oder an einzelnen Prüfungsteilen ohne wichtigen 
Grund nicht teilnimmt, hat die Prüfung insgesamt nicht 
bestanden. Wird ein wichtiger Grund unverzüglich nach-
gewiesen, bestimmt das vorsitzende Mitglied des Prü-
fungsausschusses, wann die Prüfung nachgeholt oder 
fortgesetzt wird; bei Krankheit kann die Vorlage einer 
amtsärztlichen Bescheinigung verlangt werden. Bereits 
abgelegte Prüfungsteile werden angerechnet. Wird eine 
Prüfung mehr als insgesamt zweimal unterbrochen, gilt 
sie als nicht bestanden. 
 

§ 27 
Pflichtwidrigkeiten 

 
(1) Wer während der abschließenden Prüfung eines 
Kurses täuscht, zu täuschen versucht oder dabei hilft 
oder wer schuldhaft die ordnungsgemäße Durchführung 
einer Prüfung behindert, kann durch Anordnung des 
vorsitzenden Mitglieds des Prüfungsausschusses von der 
Fortsetzung der Prüfung ausgeschlossen werden. In 
diesem Fall gilt die Prüfung insgesamt als nicht bestan-
den. Wird eine Pflichtwidrigkeit, die zum Ausschluss 
berechtigt hätte, erst nach dem Abschluss der Prüfung 
festgestellt, so kann die zuständige Behörde die Prüfung 
nachträglich für nicht bestanden erklären. Das Zeugnis 
wird eingezogen. Die nachträgliche Aberkennung ist 
ausgeschlossen, wenn seit dem Datum des Zeugnisses 
mehr als fünf Jahre vergangen sind. 
 
(2) Die während der schriftlichen Prüfung Aufsicht füh-
rende Lehrkraft teilt dem vorsitzenden Mitglied des Prü-
fungsausschusses jede Pflichtwidrigkeit unverzüglich mit. 
Die Aufsicht führende Lehrkraft kann Prüflinge, die eine 
Pflichtwidrigkeit begehen, von der Fortsetzung der Arbeit 
ausschließen. 
 

§ 28 
Zeugnis, Bescheinigung 

 
(1) Wer die abschließende Prüfung eines Kurses bestan-
den hat, erhält darüber ein Zeugnis. Es enthält die End-
noten für die Prüfungsfächer und die sich aus ihnen er-
gebende Durchschnittsnote. Die Durchschnittsnote wird 
auf eine Stelle hinter dem Komma errechnet, ohne dass 
gerundet wird. Außerdem enthält das Zeugnis eine Ge-
samtnote, die aus der Durchschnittsnote der ausländi-
schen Hochschulzugangsberechtigung und der Durch-
schnittsnote nach Satz 2 gebildet wird. 
 
(2) Wer die Prüfung nicht bestanden hat, erhält eine 
Bescheinigung über den Besuch des Studienkollegs. 
 

§ 29 
Wiederholung der Prüfung 

 
(1) Wer die abschließende Prüfung eines Kurses nicht 
bestanden hat, kann den zweiten Ausbildungsabschnitt 
des Kurses und die Prüfung einmal wiederholen.  
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(2) Die Wiederholung des zweiten Ausbildungsabschnitts 
ist ausgeschlossen, wenn der Prüfling in der schriftlichen 
Prüfung in allen Fächern mangelhafte Leistungen oder in 
einem Fach ungenügende und in einem weiteren Fach 
mangelhafte oder ungenügende Leistungen erbracht hat; 
in besonders gelagerten Einzelfällen kann der Prüfungs-
ausschuss Ausnahmen genehmigen.  
 
(3) Auf eine Wiederholungsmöglichkeit in einzelnen Fä-
chern, die bereits bestanden wurden, kann verzichtet 
werden. Unterziehen sich bei einer Wiederholungsprü-
fung die Kollegiatinnen und Kollegiaten auch der Prüfung 
in einem bereits bestandenen Fach, so gilt die Note der 
Wiederholungsprüfung. 
 
(4) Eine insgesamt bestandene Prüfung kann nicht wie-
derholt werden. 
 

§ 30 
Datenübermittlung 

 
Das Studienkolleg darf zur Wahrung einheitlicher Zulas-
sungs- und Prüfungsbedingungen in der Bundesrepublik 
Deutschland den Namen, das Geburtsdatum und die 
Nationalität der Kollegiatinnen und Kollegiaten, die die 
abschließende Prüfung eines Kurses nicht oder wieder-
holt nicht bestanden haben, an die zuständigen Behör-
den in den Ländern der Bundesrepublik Deutschland 
übermitteln. 
 
 

Abschnit t  5 
Kurskonferenz 

 
§ 31 

Aufgaben 
 
Die Kurskonferenz entscheidet über: 
1. die Zuweisung in den Sprachkurs Deutsch, 
2. den Übergang vom Sprachkurs Deutsch in den ersten 

Ausbildungsabschnitt eines Kurses, 
3.  die Noten für die während eines Ausbildungsab-

schnitts erbrachten Leistungen der Kollegiatinnen und 
Kollegiaten auf Vorschlag der Fachlehrkräfte, 

4. den Übergang in den nächsthöheren Ausbildungsab-
schnitt eines Kurses, 

5. den Ausschluss der Wiederholung eines Ausbil-
dungsabschnitts, 

6. die Verhängung von Ordnungsmaßnahmen, 
7. die weiteren in dieser Verordnung genannten Fälle. 
 

§ 32 
Zusammensetzung und Verfahren 

 
(1) Für jeden Kurs wird eine Kurskonferenz gebildet. Sie 
besteht aus der Kollegleiterin oder dem Kollegleiter als 
vorsitzendem Mitglied und den Fachlehrkräften, die in 
dem Ausbildungsabschnitt die Kollegiatinnen und Kolle-
giaten des Kurses unterrichten. 
 
(2) Die Kurskonferenz beschließt mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltung ist unzulässig. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des vor-
sitzenden Mitglieds. 
 
(3) Über die Sitzungen der Kurskonferenz sind Nieder-
schriften zu führen. In die Niederschriften sind auch die 
Entscheidungsgründe aufzunehmen, wenn 

1. der Übergang vom Sprachkurs Deutsch in den ersten 
Ausbildungsabschnitt eines Kurses, der Übergang in 
den nächsthöheren Ausbildungsabschnitt eines Kur-
ses oder die Wiederholung des Ausbildungsab-
schnitts eines Kurses ausgeschlossen wird, 

2. die Kurskonferenz bei der Festsetzung der Note vom 
Vorschlag der Fachlehrkraft abweicht, 

3. Kollegiatinnen und Kollegiaten vorzeitig in den 
nächsthöheren Ausbildungsabschnitt eines Kurses 
übergehen, 

4. sonstige Ausnahmeentscheidungen nach dieser Ver-
ordnung getroffen werden. 

An den Sitzungen der Kurskonferenz kann die für die 
Koordination der Kurs- und Prüfungsorganisation zustän-
dige Lehrkraft als Gast teilnehmen. 
 
(4) Hält das vorsitzende Mitglied eine Entscheidung der 
Kurskonferenz für fehlerhaft, muss es sie durch eine in 
der Niederschrift festzuhaltende Erklärung beanstanden. 
Hält die Kurskonferenz ihre Entscheidung in einer zwei-
ten Sitzung, die frühestens einen Tag nach der Bean-
standung stattfinden darf, aufrecht, so hat das vorsitzen-
de Mitglied unverzüglich die Entscheidung der zuständi-
gen Behörde einzuholen. Bis zu deren Entscheidung ist 
die beanstandete Entscheidung ausgesetzt. 

 
 

Tei l  B 
Kurse für deutsche und ausländische 

Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber 

 
Abschnit t  1 
Aufnahme 

 
§ 33 

Zulassungsvoraussetzungen 
 
In einen Kurs für deutsche und ausländische Studienbe-
werberinnen und Studienbewerber wird aufgenommen, 
wer über einen ausländischen Bildungsnachweis verfügt, 
der in Verbindung mit der erfolgreich abgelegten Fest-
stellungsprüfung als Qualifikation für ein Studium an 
einer Hamburger Hochschule anerkannt wird. Über aus-
reichende Kenntnisse in der deutschen Sprache verfügt, 
wer das „Deutsche Sprachdiplom der Kultusministerkon-
ferenz Erste Stufe", die Zentrale Mittelstufenprüfung des 
Goethe-Instituts oder mindestens gleichwertige Zeugnis-
se oder Diplome erworben oder die Eingangsprüfung 
Deutsch erfolgreich absolviert hat. 
 

§ 34 
Wahl des Fachkurses 

 
In dem Zulassungsantrag ist anzugeben, für welchen 
Fachkurs die Zulassung erfolgen soll. Der Angabe eines 
Fachkurses steht es gleich, wenn das beabsichtigte Stu-
dium angegeben wird und das Studium einem der Fach-
kurse zugeordnet werden kann. 
 

§ 35 
Vergabe der Kursplätze 

 
(1) Vorab werden bis zu 60 Plätze der insgesamt zur 
Verfügung stehenden Kursplätze an deutsche Studien-
bewerberinnen und -bewerber sowie Staatsangehörige 
eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union 
und die ihnen rechtlich gleichgestellten Personen verge-
ben. Dabei werden nicht mehr als 40 von Hundert der 
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Plätze in einem Fachkurs an deutsche Studienbewerbe-
rinnen und -bewerber sowie Staatsangehörige eines 
anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union und die 
ihnen rechtlich gleichgestellten Personen vergeben. Die 
verbleibenden Plätze werden in dem Verfahren nach 
Absatz 2 vergeben. 
 
(2) An die nach Leistung ranghöchste Studienbewerberin 
oder den ranghöchsten Studienbewerber eines Landes 
und an die ranghöchste staatenlose Studienbewerberin 
oder den ranghöchsten staatenlosen Studienbewerber 
wird zunächst jeweils ein Kursplatz vergeben. Übersteigt 
die Anzahl der ranghöchsten Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber 50 vom Hundert der Kursplätze, ent-
scheidet das Los. Die weiteren Kursplätze werden ent-
sprechend der Rangliste nach Leistung vergeben. 
 
(3) An ausländische Studienbewerberinnen und Studien-
bewerber mit gleicher Staatsangehörigkeit werden 
höchstens 15 vom Hundert der Plätze eines Fachkurses 
vergeben, solange nicht alle anderen Studienbewerbe-
rinnen und Studienbewerber für diesen Kurs zugelassen 
sind. 
 
(4) Maßgeblich ist die Staatsangehörigkeit zur Zeit des 
Erwerbs der ausländischen Hochschulzugangsberechti-
gung. 
 
 

Abschnit t  2 
Ausbi ldung 

 
§ 36 

Art und Inhalt der Ausbildung 
 
(1) Der Abschluss eines Kurses für deutsche und aus-
ländische Studienbewerberinnen und Studienbewerber 
vermittelt die fachgebundene Hochschulreife. Die Kurse 
sind nach fachlichen Schwerpunkten gegliedert, denen 
bestimmte Studiengänge der Hochschulen zugeordnet 
sind. Die Ausbildung dauert zwei Semester; sie schließt 
mit der Feststellungsprüfung ab.  
 
(2) Es können folgende Fachkurse eingerichtet werden: 
Kurs T: Vorbereitung auf technische, mathematische 

und naturwissenschaftliche Studiengänge, 
Kurs M: Vorbereitung auf medizinische und biologi-

sche Studiengänge, 
Kurs W: Vorbereitung auf wirtschafts- und sozialwis-

senschaftliche Studiengänge, 
Kurs S/G: Vorbereitung auf sprachliche, geisteswis-

senschaftliche und künstlerische Studien-
gänge. 

 
(3) Die Kollegiatinnen und Kollegiaten werden nach der 
Fachrichtung ihres beabsichtigten Studiums und gege-
benenfalls nach der Fachbindung ihres Vorbildungs-
nachweises einem der Fachkurse zugeteilt. 
 
(4) Die Ausbildung innerhalb eines Fachkurses umfasst 
die in der Anlage aufgeführten Pflichtfächer. Sie kann 
sich auf weitere Zusatzfächer erstrecken, die für ein 
Studium in den entsprechenden Studiengängen förder-
lich sind; diese Fächer werden vom Studienkolleg festge-
legt. 
 
(5) Das Studienkolleg kann im Fachkurs S in einzelnen 
Fremdsprachen zur Erfüllung des Pflichtfachs zweite 
Fremdsprache für Fortgeschrittene nach seinem Angebot 

eine Prüfung abnehmen, ohne dass es Unterricht in die-
ser Fremdsprache erteilt. 
 

§ 37 
Übergang in das zweite Semester 

 
(1) Grundlage der Entscheidung über den Übergang in 
das zweite Semester sind die Noten des ersten Semes-
ters. Kollegiatinnen und Kollegiaten gehen in das zweite 
Semester über, wenn sie in allen Fächern mindestens 
ausreichende Leistungen erbracht haben oder wenn 
mangelhafte Leistungen nach Absatz 2 ausgeglichen 
werden oder nicht ausreichende Leistungen nach Ab-
satz 3 unberücksichtigt bleiben. 
 
(2) Mangelhafte Leistungen in einem Fach werden durch 
mindestens gute Leistungen in einem anderen Fach oder 
befriedigende Leistungen in zwei anderen Fächern aus-
geglichen. Mangelhafte Leistungen in zwei Fächern oder 
ungenügende Leistungen können nicht ausgeglichen 
werden. 
 
(3) Ausnahmsweise können Kollegiatinnen und Kollegia-
ten ohne Ausgleich für nicht ausreichende Leistungen in 
das zweite Semester übergehen, wenn auf Grund ihrer 
persönlichen Leistungsentwicklung und Leistungsbereit-
schaft zu erwarten ist, dass sie die Feststellungsprüfung 
bestehen werden. 
 
(4) Kollegiatinnen und Kollegiaten können nach Ent-
scheidung der Kurskonferenz vorzeitig in das zweite 
Semester übergehen, wenn zu erwarten ist, dass sie die 
Feststellungsprüfung bestehen werden. 
 
(5) Kollegiatinnen und Kollegiaten, die nicht in das zweite 
Semester übergehen, können das erste Semester einmal 
wiederholen. Die Wiederholung kann ausgeschlossen 
werden, wenn in drei Pflichtfächern mangelhafte oder 
ungenügende Leistungen erbracht wurden und wenn zu 
erwarten ist, dass trotz der Wiederholung des ersten 
Semesters der Übergang in das zweite Semester nicht 
erreicht wird. Der nicht erreichte Übergang und der Aus-
schluss der Wiederholungsmöglichkeit wird der Kollegia-
tin oder dem Kollegiaten schriftlich mitgeteilt. 

 
 

Abschnit t  3 
Feststel lungsprüfung 

 
§ 38 

Gegenstand und Gliederung der 
Feststellungsprüfung 

 
(1) In der Feststellungsprüfung sollen die Prüflinge 
nachweisen, dass sie die sprachlichen und fachlichen 
Voraussetzungen für ein Studium an deutschen Hoch-
schulen in dem angestrebten Studiengang erfüllen. Die 
Prüfung besteht aus einem schriftlichen und einem 
mündlichen Teil. Schriftliche Prüfungsfächer sind 
Deutsch und zwei weitere Pflichtfächer. Mündliches Prü-
fungsfach kann jedes andere unterrichtete Fach sein. 
 
(2) Für die schriftliche Prüfung stehen den Prüflingen 
jeweils mindestens drei  Zeitstunden zur Verfügung. 
 
(3) Eine mündliche Prüfung wird nur in einem Prüfungs-
fach durchgeführt.  
 
(4) Die Beantragung einer zusätzlichen mündlichen Prü-
fung nach § 21 Absatz 2 bleibt unbenommen. 
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§ 39 
Freischuss 

 
(1) Auf Antrag der Kollegiatinnen und Kollegiaten und 
nach Beschluss der Kurskonferenz können die Kollegia-
tinnen und Kollegiaten vorzeitig an der Feststellungsprü-
fung im Ganzen oder in einzelnen Fächern teilnehmen, 
wenn ein erfolgreicher Abschluss zu erwarten ist (Frei-
schuss).  
 
(2) Soweit Kollegiatinnen und Kollegiaten die abschlie-
ßende Prüfung in einzelnen Fächern bestehen, sind sie 
im Folgenden von der Teilnahme am Unterricht in diesen 
Fächern befreit.  
 
(3) Soweit Kollegiatinnen und Kollegiaten die vorgezoge-
ne Prüfung in einzelnen Fächern nicht bestehen, gilt die 
Prüfung als nicht abgelegt. 
 

§ 40 
Feststellungsprüfung für Externe 

 
(1) Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die im 
laufenden Ausbildungsabschnitt nicht das Studienkolleg 
besucht haben, können an der Feststellungsprüfung für 
Externe teilnehmen. Zugelassen wird, wer die Voraus-
setzungen nach § 33 erfüllt und nicht mehr als einmal an 
der Feststellungsprüfung in Hamburg oder in einem an-
deren Land in der Bundesrepublik Deutschland ohne 
Erfolg teilgenommen hat. In besonders gelagerten Ein-
zelfällen kann das vorsitzende Mitglied des Prüfungsaus-
schusses Ausnahmen genehmigen. 
 
(2) Die Feststellungsprüfung für Externe besteht aus 
einem schriftlichen Teil nach § 38 Absatz 2 und einem 
mündlichen Teil. Prüfungsfach ist jedes Pflichtfach des 
Fachkurses. Mündlich wird in jedem Prüfungsfach ge-
prüft. Die mündliche Prüfung dauert in der Regel 
20 Minuten. Zur Vorbereitung auf die Prüfungsaufgaben 
kann dem Prüfling eine Vorbereitungszeit von bis zu 
30 Minuten gegeben werden. Von einer mündlichen 
Prüfung in einem Fach der schriftlichen Prüfung kann 
abgesehen werden, wenn in der schriftlichen Arbeit min-
destens ausreichende Leistungen erbracht wurden. 
 
(3) Anträge auf Zulassung zur Feststellungsprüfung kön-
nen bis zum 30. September beziehungsweise bis zum 
31. März eines Jahres für den jeweils folgenden Prü-
fungstermin gestellt werden. Im Antrag ist anzugeben, 
nach welchem Fachkurs nach § 36 Absatz 2 die Feststel-
lungsprüfung erfolgen soll und, soweit Wahlmöglichkeiten 
bestehen, welches Prüfungsfach gewählt wird. 
 
(4) Die Zulassung kann versagt werden, wenn die Mög-
lichkeit besteht, an dem Ort der Wohnung oder an einem 
der Wohnung näher gelegenen Ort eine gleichartige 
Prüfung abzulegen. Bei mehreren Wohnungen ist die 
Hauptwohnung entscheidend. 

 
§ 41 

Ergänzungsprüfung 
 
(1) Studienbewerberinnen und Studienbewerber können 
die mit der Feststellungsprüfung erworbene fachgebun-
dene Hochschulreife durch eine Ergänzungsprüfung in 
einem anderen Fachkurs nach § 36 Absatz 2 auf andere 
Studiengänge erweitern. Die Erweiterung ist ausge-
schlossen, wenn die Fachbindung der ausländischen 
Hochschulzugangsberechtigung den beabsichtigten 
Studiengang nicht umfasst. An der Ergänzungsprüfung 
können auch Studienbewerberinnen und Studienbewer-
ber teilnehmen, die eine fachgebundene Hochschulreife 

unmittelbar durch im Ausland absolvierte Studienzeiten 
erworben haben; Satz 2 gilt entsprechend. 
 
(2) Die Ergänzungsprüfung wird als Prüfung für Externe 
nach § 40 Absatz 2 durchgeführt. Die schriftliche und die 
mündliche Prüfung entfällt in den Prüfungsfächern, die 
bereits Gegenstand der Feststellungsprüfung oder einer 
anderen Ergänzungsprüfung waren; die in diesen Prü-
fungsfächern erbrachten Leistungen werden angerech-
net. Die Ergänzungsprüfung kann einmal wiederholt 
werden. 
 
(3) Wer die Ergänzungsprüfung bestanden hat, erhält 
darüber ein Zeugnis. Das Zeugnis ist in Verbindung mit 
dem Zeugnis der Feststellungsprüfung gültig und enthält 
die Endnoten für die geprüften Fächer. Außerdem enthält 
es eine Durchschnittsnote und eine Gesamtnote gemäß 
§ 28 Absatz 1. Die Durchschnittsnote errechnet sich aus 
den Endnoten der geprüften und der angerechneten 
Prüfungsfächer. Wer die Ergänzungsprüfung nicht be-
standen hat, erhält eine Teilnahmebescheinigung. 
 
(4) Anträge auf Zulassung zur Ergänzungsprüfung kön-
nen bis zum 30. September beziehungsweise bis zum 
31. März eines Jahres für den jeweils folgenden Prü-
fungstermin gestellt werden. Im Antrag ist anzugeben, 
nach welchem Fachkurs nach § 36 Absatz 2 die Ergän-
zungsprüfung erfolgen soll und, soweit Wahlmöglichkei-
ten bestehen, welches Prüfungsfach gewählt wird. 
 
 

Tei l  C 
Kurse für  

Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler  
und jüdische Immigrant innen und 

Immigranten 
aus der  ehemal igen Sowjetunion  

 
Abschnit t  1 
Aufnahme 

 
§ 42 

Zulassungsvoraussetzungen 
 
(1) In einen Kurs für Spätaussiedlerinnen und Spätaus-
siedler und jüdische Immigrantinnen und Immigranten 
aus der ehemaligen Sowjetunion kann aufgenommen 
werden, wer nach dem Bundesvertriebenengesetz in der 
jeweils geltenden Fassung Spätaussiedler oder Spätaus-
siedler ist oder wer die Rechtsstellung einer jüdischen 
Immigrantin oder eines jüdischen Immigranten aus der 
ehemaligen Sowjetunion besitzt und einen Bildungs-
nachweis erworben hat, der in Verbindung mit der erfolg-
reich abgelegten Abschlussprüfung als Qualifikation für 
ein Studium an einer Hamburger Hochschule anerkannt 
wird. Über ausreichende Kenntnisse in der deutschen 
Sprache verfügt, wer das "Deutsche Sprachdiplom der 
Kultusministerkonferenz Erste Stufe", die Zentrale Mittel-
stufenprüfung des Goethe-Instituts oder mindestens 
gleichwertige Zeugnisse oder Diplome erworben oder die 
Eingangsprüfung Deutsch erfolgreich absolviert hat.  
 
(2) In das zweite Jahr der Ausbildung kann unmittelbar 
aufgenommen werden, wer mindestens zwei Jahre eine 
Hochschule mit Erfolg besucht und die Eingangsprüfung 
Deutsch erfolgreich absolviert hat. 
 
(3) Die Zulassung der Studienbewerberinnen und Stu-
dienbewerber kann versagt werden, wenn die Möglichkeit 
besteht, an dem Ort der Wohnung oder an einem der 
Wohnung näher gelegenen Ort die Abschlussprüfung 
abzulegen. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwoh-
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nung entscheidend. Satz 1 gilt nicht, wenn in Hamburg 
ein gleichwertiges Zeugnis oder Diplom nach Absatz 1 
Satz 2 erworben wurde. 
 
 

Abschnit t  2 
Ausbi ldung 

 
§ 43 

Art und Inhalt der Ausbildung 
 
Der Abschluss eines Kurses für Spätaussiedlerinnen und 
Spätaussiedler und jüdische Immigrantinnen und jüdi-
sche Immigranten aus der ehemaligen Sowjetunion ver-
mittelt die allgemeine Hochschulreife. Die Ausbildung 
dauert zwei Jahre. Sie beginnt mit dem Probehalbjahr 
und schließt mit der Abschlussprüfung ab. Die Fächer 
der Ausbildung sind in der Anlage aufgeführt. 
 

§ 44 
Probehalbjahr 

 
(1) In dem Probehalbjahr sollen die Kollegiatinnen und 
Kollegiaten nachweisen, dass sie auf Grund ihrer Kennt-
nisse und Fähigkeiten die Voraussetzungen für einen 
erfolgreichen Abschluss der Ausbildung erfüllen. Die 
Voraussetzungen erfüllt, wer nach den Noten am Ende 
des ersten Halbjahres in keinem Fach eine ungenügende 
Leistung und in höchstens zwei Fächern eine mangelhaf-
te Leistung erbracht hat. 
 
(2) Wer das Probehalbjahr nicht erfolgreich abschließt, 
muss das Studienkolleg verlassen. Das Probehalbjahr 
kann nicht wiederholt werden. Die zuständige Behörde 
kann Ausnahmen genehmigen, wenn der unzureichende 
Leistungsstand durch längere Krankheit oder andere 
schwer wiegende Belastungen verursacht ist. Wer das 
Probehalbjahr nicht erfolgreich abschließt, erhält darüber 
eine schriftliche Mitteilung. 
 

§ 45 
Übergang in das zweite Ausbildungsjahr 

 
(1) Grundlage der Entscheidung über den Übergang in 
das zweite Jahr der Ausbildung sind die Noten des ers-
ten Jahres. Kollegiatinnen und Kollegiaten gehen in das 
zweite Jahr der Ausbildung über, wenn sie in allen Fä-
chern mindestens ausreichende Leistungen erbracht 
haben oder wenn mangelhafte Leistungen nach Absatz 2 
ausgeglichen werden oder nicht ausreichende Leistun-
gen nach Absatz 3 unberücksichtigt bleiben. 
 
(2) Mangelhafte Leistungen in einem Fach werden durch 
mindestens gute Leistungen in einem anderen Fach oder 
befriedigende Leistungen in zwei anderen Fächern aus-
geglichen. Mangelhafte Leistungen in zwei Fächern oder 
ungenügende Leistungen können nicht ausgeglichen 
werden. 
 
(3) Ausnahmsweise können Kollegiatinnen und Kollegia-
ten ohne Ausgleich für nicht ausreichende Leistungen in 
das zweite Jahr der Ausbildung übergehen, wenn auf 
Grund ihrer persönlichen Leistungsentwicklung und Leis-
tungsbereitschaft zu erwarten ist, dass sie die Ab-
schlussprüfung bestehen werden. 
 
(4) Kollegiatinnen und Kollegiaten können nach Ent-
scheidung der Kurskonferenz vorzeitig in das zweite Jahr 
der Ausbildung übergehen, wenn zu erwarten ist, dass 
sie die Abschlussprüfung bestehen werden.  

(5) Kollegiatinnen und Kollegiaten, die nicht in das zweite 
Jahr der Ausbildung übergehen, können das erste Jahr 
einmal wiederholen. Die Wiederholung kann ausge-
schlossen werden, wenn in mindestens drei Fächern 
mangelhafte oder ungenügende Leistungen erbracht 
wurden und wenn zu erwarten ist, dass trotz der Wieder-
holung des ersten Jahres der Übergang in das zweite 
Jahr nicht erreicht wird. Der nicht erreichte Übergang und 
der Ausschluss der Wiederholungsmöglichkeit wird der 
Kollegiatin oder dem Kollegiaten schriftlich mitgeteilt. 

 
 

Abschnit t  3 
Abschlussprüfung 

 
§ 46 

Gegenstand und Gliederung der Abschlussprüfung 
 
(1) In der Abschlussprüfung sollen die Prüflinge nachwei-
sen, dass ihre Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
in den Prüfungsfächern den Anforderungen entsprechen, 
die in den allgemein bildenden Schulen in der Abiturprü-
fung gestellt werden. Die Prüfung besteht aus einem 
schriftlichen und einem mündlichen Teil. Prüfungsfach ist 
jedes Unterrichtsfach. 
 
(2) Die Fächer der schriftlichen Prüfung ergeben sich aus 
der Anlage. Für die einzelnen Arbeiten stehen den Prüf-
lingen in den Fächern Deutsch und Mathematik nach 
näherer Festlegung bei der Bestimmung der Aufgaben 
jeweils vier bis fünf und im Fach Englisch drei Zeitstun-
den zur Verfügung.  
 
(3) Mündlich wird in einem Fach geprüft, das nicht Ge-
genstand der schriftlichen Prüfung ist.  
 
(4) Die Beantragung einer zusätzlichen mündlichen Prü-
fung nach § 21 Absatz 2 bleibt unbenommen. 
 

§ 47 
Abschlussprüfung für Externe 

 
(1) Studienbewerberinnen und Studienbewerber nach 
§ 42 Absatz 1 Satz 1, die im laufenden Ausbildungsab-
schnitt nicht das Studienkolleg besucht haben, können 
an der Abschlussprüfung als Externe teilnehmen. Zuge-
lassen wird, wer die Voraussetzungen nach § 42 Ab-
satz 1 erfüllt und nicht mehr als einmal an der Ab-
schlussprüfung in Hamburg oder in einem anderen Land 
in der Bundesrepublik Deutschland ohne Erfolg teilge-
nommen hat. In besonders gelagerten Einzelfällen kann 
das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses Aus-
nahmen genehmigen. 
 
(2) Die Prüfung für Externe wird nach § 46 durchgeführt. 
Mündlich wird im Fach Gemeinschaftskunde und in ei-
nem im zweiten Ausbildungsjahr unterrichteten naturwis-
senschaftlichen Fach nach Wahl des Prüflings geprüft. 
 
(3) Anträge auf Zulassung zur Abschlussprüfung können 
bis zum 30. September beziehungsweise bis zum 
31. März eines Jahres für den jeweils folgenden Prü-
fungstermin gestellt werden. 
 
(4) Die Zulassung kann versagt werden, wenn die Mög-
lichkeit besteht, an dem Ort der Wohnung oder an einem 
der Wohnung näher gelegenen Ort eine gleichartige 
Prüfung abzulegen. Bei mehreren Wohnungen ist die 
Hauptwohnung entscheidend. 
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Tei l  D 
Schlussbest immungen 

 
§ 48 

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am 1. August 2005 in Kraft. Zum 
selben Zeitpunkt tritt die Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung des Studienkollegs Hamburg vom 27. Juli 2003 
(HmbGVBl. S. 379) außer Kraft.  

§ 49 
Übergangsbestimmungen 

Diese Verordnung gilt erstmalig für Kollegiatinnen und 
Kollegiaten, die im Januar 2006 den ersten Ausbildungs-
abschnitt eines Kurses neu oder erneut beginnen. Für 
Kollegiatinnen und Kollegiaten, die sich im August 2005 
im ersten oder zweiten Ausbildungsabschnitt eines Kur-
ses befinden, gelten die bisherigen Bestimmungen fort. 

 
26.10.2005 V 33 
MBlSchul 2005 Seite 57 wird im SchulR HH unter Ziffer 3.8.4 eingearbeitet 

 
Anlage 

Verzeichnis der Unterrichtsfächer und der Prüfungsfächer  
 

1. Kurse für deutsche und ausländische Stu-
dienbewerberinnen und Studienbewerber 
(§ 36 Absatz 4, § 38 Absatz 1) 

1.1 Fachkurs T 
(Vorbereitung auf technische, mathematische und 
naturwissenschaftliche Studiengänge) 
Pflichtfächer: 
− Deutsch 
− Mathematik (einschließlich Informatik) 
− Physik 
− Chemie 

Fächer der schriftlichen Prüfung: 
− Deutsch 
− Mathematik (einschl. Informatik) 
− Physik oder Chemie nach Wahl des Prüflings 

 
1.2 Fachkurs M 

(Vorbereitung auf medizinische und biologische 
Studiengänge) 
Pflichtfächer: 
− Deutsch 
− Biologie 
− Chemie 
− Physik 
− Mathematik 

Fächer der schriftlichen Prüfung: 
− Deutsch 
− Biologie oder Chemie nach Wahl des Prüflings 
− Physik oder Mathematik nach Wahl des Prüf-

lings 
 

1.3 Fachkurs W 
(Vorbereitung auf wirtschafts- und sozialwissen-
schaftliche Studiengänge) 
 Pflichtfächer: 
− Deutsch 
− Mathematik (einschließlich Informatik) 
− Volkswirtschaftslehre 
− Englisch 
− Geschichte/ Geographie/ Sozialkunde 

 Fächer der schriftlichen Prüfung: 
− Deutsch 
− Mathematik 
− Volkswirtschaftslehre 

 
1.4 Fachkurs S/G 

(Vorbereitung auf sprachliche, geisteswissen-
schaftliche und künstlerische Studiengänge) 
Pflichtfächer für geisteswissenschaftliche und 
künstlerische Studiengänge sowie Germanis-
tik: 

− Deutsch 
− Geschichte  
− Deutsche Literatur  
− Englisch 
− Sozialkunde 
 
Pflichtfächer für sprachliche Studiengänge: 
− Deutsch 
− Geschichte 
− Deutsche Literatur 
− Englisch 
− Zweite Fremdsprache für Fortgeschrittene 

nach Wahl der Kollegiatinnen und Kollegiaten 
im Rahmen des Angebots des Studienkollegs 
(in der Regel: Englisch, Französisch, Spanisch 
oder Russisch) 

 
Fächer der schriftlichen Prüfung für geistes-
wissenschaftliche und künstlerische Studien-
gänge sowie Germanistik: 
− Deutsch 
− Geschichte  
− Deutsche Literatur  
 
Fächer der schriftlichen Prüfung für sprachli-
che Studiengänge: 
− Deutsch 
− Geschichte  
− die zweite Fremdsprache für Fortgeschrittene 
 

2. Kurse für Spätaussiedlerinnen und Spätaus-
siedler und jüdische Immigrantinnen und Im-
migranten aus der ehemaligen Sowjetunion 
(§ 43, § 46 Absatz 2) 

Pflichtfächer: 
− Deutsch 
− Englisch 
− Mathematik 
− Gemeinschaftskunde 
− zwei der Fächer Physik, Biologie und Chemie 

nach Wahl der Kollegiatinnen oder  Kollegia-
ten im Rahmen des Angebots des Studienkol-
legs 

 
Fächer der schriftlichen Prüfung: 
− Deutsch 
− Englisch 
− Mathematik 
 
Fach der mündlichen Prüfung: 
− Gemeinschaftskunde oder ein im zweiten 

Ausbildungsjahr unterrichtetes naturwissen-
schaftliches Fach nach Wahl des Prüflings 
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Schulenverzeichnis 
 
Neue Leitzahl 
Die Zweigstelle Moorburger Elbdeich 249 der Schule Arp-Schnitger-Stieg 

hat folgende neue Leitzahl: 636/5753. 
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